Aktuelle Pressemitteilung

Neues Agrarzenter: Landesplanung in der Sackgasse

Luxemburg braucht ein neues Agrarzentrum, darüber dürften sich alle interessierten Kreise einig sein. Nur: Was sich derzeit in Sachen “neues Agrarzenter” tut, ist so, als wären wir in Schilda. 

Da planen die Promotoren in der Grünzone, in augenscheinlichem Widerspruch zu dem Entwurf des sektoriellen Planes geschützte Landschaften, ihr Projekt auf der grünen Wiese, was die Ausweisung einer neuen Aktivitätszone voraussetzt. Dies, obwohl diese Zone nicht im sektoriellen Plan “Aktivitätszonen” vorgesehen ist und das Wirtschaftsministerium scheinbar nicht in die Planung involviert war. Im Wahlfieber gewinnen die Promotoren (scheinbar innerhalb einer 14-Tagesfrist) eine Reihe Politiker für ihren Zweck. Ein Schelm ist, wer hier populistisch-elektorale Hintergründe sieht…
Statt, dass jedoch nun nach den Wahlen Sachlichkeit und Ruhe in das Dossier treten würde, verrennen sich Promotoren und Regierung immer weiter in eine politisch untragbare Situation. Nach Ansicht von BUSNA, Letzebuerger Natur- a Vulleschutzliga, Mouvement Ecologique und Natura ist es höchste Zeit, die Sackgasse zu verlassen und endlich Zukunftsperspektiven für das Projekt des neuen Agrarzenters zu eröffnen, die konform sind zu den geltenden politischen Vorgaben.

· Es ist bezeichnend für das gesamte Vorgehen, dass die Promotoren des Projektes Parzellen für das Gebiet aufkaufen, ohne auch nur annähernd über eine Sicherheit verfügen zu dürfen, dass die aktuelle Grünzone tatsächlich - im Widerspruch zu allen Direktiven der Landesplanung - in eine Aktivitätszone umgewidmet wird. Hier wird mehr oder weniger bewusst versucht, vollendete Tatsachen zu schaffen und die Politik in eine Art “Geiselhaft” zu nehmen!

· Inakzeptabel ist die momentane Sprachlosigkeit der Abteilung “Landesplanung” des Nachhaltigkeitsministeriums. Hier widerspricht ein Projekt auf eindeutige Art und Weise den aktuellen sektoriellen Planungen sowie den allgemeinen Leitlinien der Landesplanung: aber vom zuständigen Minister hört man nichts! Der Hinweis auf “Dat war di viirecht Regirung” ist schlicht und einfach grotesk und lächerlich! Hier scheint der politische Mut zu fehlen, Klartext zu sprechen und der Idee eines Nachhaltigkeitsministeriums an einem konkreten Fallbeispiel auch Inhalt zu geben! Denn generelle, mündliche Aussagen einzelner Minister in der vorherigen Regierung machen heutige Prozeduren und Entscheidungsprozesse nicht überflüssig.
· Abstrus ist deshalb auch, dass hier eine Umweltverträglichkeitsstudie durchgeführt werden soll, um die Auswirkungen des Projektes auf die Umwelt einzuschätzen. Denn gemäß dem Entwurf des sektoriellen Planes “Geschützte Landschaften” darf an dem geplanten Standort keine weitere Zersiedlung stattfinden. Es geht somit nicht um eine Frage der Abwägung, sondern um die Einhaltung landesplanerischer Vorgaben! Und dann muss das Projekt an diesem Standort sofort “ad acta” gelegt werden, eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht einmal mehr in die Wege geleitet werden. 
· Ebenso unzumutbar ist auch, dass noch nicht einmal ansatzweise gewusst ist, ob wirklich Alternativen zum Standort gesucht werden bzw. wurden. Wäre der Gemeinderat Colmar-Berg bereit das Agrarzenter auf seinem Territorium aufzunehmen oder nicht ? Auch die Gemeindeverantwortlichen in Colmar-Berg können sich nicht länger dahinter verstecken, dass vor Monaten “nicht richtig” mit ihnen gesprochen worden sei. Eine klare Aussage ist von Nöten! Aber auch das Wirtschaftsministerium muss sich endlich seiner Verantwortung stellen: warum wird hier nicht offensiv an einer landesplanerisch vertretbaren Lösung mitgearbeitet? Warum werden seitens des Wirtschaftsministeriums keine konkreten Vorschläge gemacht? Und: müsste nicht auch der Landwirtschaftsminister an einer konsensfähigen Lösung an einem landesplanerisch annehmbaren Standort interessiert sein?
Informationen zufolge scheint Staatsminister J.Cl. Juncker selbst als der Hauptbefürworter - gegen z.T. auch verschiedene Bedenken anderer Regierungsmitglieder - am derzeitigen Standort festhalten zu wollen. Falls diese Informationen stimmen, wäre dies in höchstem Masse unverständlich. Einerseits wäre es einem Rechtsstaat unwürdig, dass somit scheinbar die Bedeutung juristischer, administrativer und rechtsstaatlicher Prozeduren zumindest indirekt untergraben würde. Und gerade der Premierminister müsste doch auch im Gegenteil gewährleisten, dass die Leitlinien der Landesplanung und des nationalen Nachhaltigkeitsplans – sektorenübergreifend – das Vorgehen seiner Regierung prägen, so wie dies im Übrigen im Koalitionsprogramm angekündigt wurde. Es wäre ein Beweis von Führungskraft durch die Suche nach einem alternativen, konsensfähigen Standort diesem Anspruch gerecht zu werden.

BUSNA, Letzebuerger Natur- a Vulleschutzliga, Mouvement Ecologique und Natura weigern sich entschieden die aktuelle « laisser faire »-Politik hinzunehmen. Sie werden alle politischen und rechtlichen Wege nutzen, um diese grundsätzliche Infragestellung von Landesplanung und Landschaftsschutz zu verhindern.
Es wäre im Interesse eines raschen Angehens des Projektes, wenn jeder seine Verantwortung übernehmen würde und nach einem alternativen Standort gesucht würde. Die unterzeichnenden Organisationen jedenfalls werden weiterhin konsequent dafür eintreten.
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